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Pressemitteilung     

 
Ohne soziale Gerechtigkeit steht der Klimaschutz auf tönernen Füßen 
 
Der Familienbund hält zum Schutz des Klimas einen höheren CO2-Preis für politisch richtig 
und zwingend. Notwendig sind aber soziale Ausgleichsmaßnahmen, insbesondere für Ge-
ringverdiener und Familien. 

Berlin, 21. Dezember 2023. Nachdem sich das Bundeskabinett gestern mit der zukünftigen 
Finanzierung des Haushalts befasst hat, weist der Familienbund darauf hin, dass der Klima-
schutz durch soziale Maßnahmen flankiert werden muss: „Ein höherer CO2-Preis trifft Ge-
ringverdiener und Familien besonders stark, da diese einen größeren Anteil ihres Einkom-
mens für Konsumgüter und Strom ausgeben müssen als Haushalte mit höherem Einkom-
men bzw. geringerer Personenzahl. Daher ist ein sozialer Ausgleich wie das im Koalitions-
vertrag versprochene Klimageld für eine gerechte Lastenverteilung unabdingbar“, äußerte 
heute Ulrich Hoffmann, der Präsident des Familienbundes der Katholiken. „An der sozialen 
Komponente des Klimaschutzes zu sparen, ist auch deswegen ungerecht, weil einkom-
mensschwächere Personen weitaus weniger CO2-Emissionen verursachen als Menschen 
mit höherem Einkommen. Das Verursacherprinzip spricht somit klar für eine soziale Flan-
kierung des Klimaschutzes.“ 

Die Idee des von vielen Wirtschafts- und Klimawissenschaftlern unterstützten Klimageldes 
ist, dass der Staat die Einnahmen aus dem höheren CO2-Preis an die Bevölkerung zurück-
gibt – als Pauschale, das heißt für alle in gleicher Höhe. Dadurch würden Haushalte mit gu-
ter CO2-Bilanz im Ergebnis finanziell entlastet. Bei Haushalten mit hohem Energieverbrauch 
würde hingegen eine finanzielle Belastung und ein umweltpolitisch gewünschter Anreiz 
zum Einsparen von CO2-Emissionen entstehen. Ulrich Hoffmann hält diesen Ansatz für rich-
tig und kritisiert, dass die Bundesregierung die Idee derzeit nicht weiterverfolgt: „Wenn die 
Regierung jetzt darauf verweist, dass sie mit der Abschaffung der EEG-Umlage bereits ein 
Klimageld eingeführt habe, ist das nicht richtig. Die Abschaffung der EEG-Umlage reduziert 
schlicht für alle den Strompreis und entlastet damit diejenigen, die viel Strom verbrauchen, 
besonders stark. Der soziale Ausgleich und der ökologische Anreiz fehlen.“ 

Der Familienbund fordert eine schnelle Umsetzung des Klimageldes. Die politische Debatte 
über die sozial- und familiengerechte Ausgestaltung dieser Leistung müsse jetzt zielgerich-
tet geführt werden. Die Voraussetzungen für die Auszahlung müssten unverzüglich ge-
schaffen werden. „Für den Klimaschutz gibt es in der Bevölkerung derzeit eine breite Zu-
stimmung – unter der Voraussetzung, dass er sozial gerecht erfolgt. Diese Chance darf die 
Politik nicht verstreichen lassen“, so Ulrich Hoffmann. „Ein Klimaschutz, der überwiegend 
zu Lasten der ärmeren Bevölkerung geht, hat keine Chance auf Erfolg, da er politische 
Kräfte stärken wird, die den Klimaschutz ablehnen. Der Erfolg des Klimaschutzes hängt da-
von ab, dass es gelingt, bei der ökologischen Wende alle mitzunehmen.“ 

Dem Familienbund ist bewusst, dass in Zeiten multipler Krisen und begrenzter finanzieller 
Ressourcen nicht allen Teilen der Bevölkerung alle Lasten abgenommen werden können. 
Für umso wichtiger hält es Ulrich Hoffmann, darauf zu achten, dass die Lastenverteilung ge-
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recht erfolgt: „Die Klimapolitik braucht eine klare Kommunikation und einen klaren 
Kompass: Sie muss sich konsequent am Leistungsfähigkeits- und Verursacherprinzip 
orientieren, Geringverdiener und Familien durch Ausgleichsmaßnahmen entlasten 
und starke Schultern deutlich stärker in die Verantwortung nehmen.“ 

 

 
Ohne Familien ist kein Staat zu machen. 
 
Der Familienbund der Katholiken ist der mitgliederstärkste Familienverband Deutschlands. Ihm 
gehören 26 Diözesan-, 10 Landes- sowie 11 Mitgliedsverbände an. Seit 70 Jahren setzt sich der 
familienpolitische Fachverband für eine familiengerechtere Gesellschaft ein. Der Verband ver-
steht sich als „Stimme der Familien“ – als Interessenvertretung aller Familien in Gesellschaft, Po-
litik und Kirche. Die Rahmenbedingungen für Familien müssen nach Ansicht des Familienbundes 
so gestaltet sein, dass jede Familie – unabhängig von ihrer jeweiligen Ausprägung – bestmöglich 
gelingen kann.   
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